
Wiedergabe in Anbetracht des dazwischen liegenden 
Zeitraumes von über 20 Jahren keine außergewöhn­
lichen Anforderungen an das menschliche Erinnerungs­
vermögen stellt. Die Zeugen, deren Aussagen, soweit 
sie gleiche Geschehnisse betrafen, übereinstimmten, 
hielten sich streng an unmittelbar eigene Wahrneh­
mungen und ließen ausdrücklich erkennen, inwieweit 
ihre Aussagen auf Berichten ehemaliger Mithäftlinge 
beruhten.
Der Senat ist auch den in der Beweisaufnahme verle­
senen Aussagen der Zeugen Prof. Heymann und Han­
sel gefolgt, da ihre Aussagen konkret und detailliert 
sind und mit den Aussagen der vernommenen Zeugen 
und den Einlassungen des Angeklagten übereinstim­
men.
An der Wahrheit und Unvoreingenommenheit aller 
Zeugenaussagen bestehen keine Zweifel. Das trifft 
ebenso auf die Gutachten der Sachverständigen Smo- 
len, Pachomow, Prof. Dr. Winter und Prof. Dr. Mottek 
zu.
Durch die Aussagen der Zeugen und die Einlassungen 
des Angeklagten ist erwiesen, daß er während seiner 
Dienstzeit als SS-Lagerarzt und Stellvertreter des SS- 
Standortarztes im Konzentrationslager Auschwitz an 
der Vernichtung von insgesamt mindestens 70 000 De­
portierten und Konzentrationslager-Häftlingen mitge­
wirkt hat. Dafür hat er sich zu verantworten.

IV
Der Angeklagte hat während der Zeit der faschistischen 
Gewaltherrschaft als SS-Obersturmführer bzw. SS- 
Hauptsturmführer in seiner Eigenschaft als SS-Arzt im 
Konzentrationslager Auschwitz an der Tötung Zehn­
tausender Deportierter verschiedener Nationalität mit­
gewirkt und sich dadurch sowie durch weitere Hand­
lungen schwerster vorsätzlicher Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit im Sinne des Art. 6 Buchst, c , des Sta­
tuts für den Internationalen Militärgerichtshof (IMT- 
Statut) als Täter schuldig gemacht.
Die Tatbestände des IMT-Statuts über Verbrechen 
gegen den Frieden, Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit sind, wie das Oberste Gericht 
bereits in seinem Urteil gegen Globke vom 23. Juli 
1963 — I Zst (1) 1/63 — dargelegt hat, als geltendes 
Recht unmittelbar anzuwenden.3 Sie wurden formuliert 
und festgelegt durch die Mächte der Anti-Hitler-Koali- 
tion zur Bestrafung derjenigen, die sich an den plan­
mäßig und unter systematischem Einsatz der faschisti­
schen Staatsmacht begangenen Massenverbrechen 
schuldhaft beteiligt hatten. Mit Art. 6 dieses Statuts," 
das im Abkommen über die Verfolgung und Bestra­
fung der Hauptkriegsverbrecher der europäischen Achse 
vom 8. August 1945 festgelegt wurde, sind zunächst 
lediglich erstmalig in einem völkerrechtlichen Vertrag 
die Tatbestände, aus denen sich die sachliche Zustän­
digkeit des Internationalen Militärtribunals für die 
Aburteilung der Hauptkriegsverbrecher ergab, definiert 
und festgelegt worden, ohne damit neue Straftatbe­
stände zu schaffen.
Die Verurteilung anderer Personen wegen der gleichen 
Verbrechen wurde insbesondere durch das Kontrollrats- 
gesetz Nr. 10 anderen Gerichten zugewiesen. Da in die­
sem Gesetz grundsätzlich die gleichen Tatbestände 
enthalten waren und diese entweder durch Verweisung 
auf das Londoner Statut oder auch direkt in die ent­
sprechenden Gesetze zahlreicher europäischer Länder 
aufgenommen wurden, hat Art. 6 des IMT-Statuts eine 
über das konkrete Ziel des Abkommens weit hinaus­
reichende Bedeutung erlangt. Dafür ist von ausschlag­
gebender Bedeutung, daß die in Art. 6 des IMT-Statuts 
definierten Tatbestände von 26 Staaten als völker­
rechtliche Verbrechen anerkannt wurden, daß ihre
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Allgemeinverbindlichkeit durch die Entschließungen 
der UN vom 11. Dezember 1946 und vom 21. November 
1947 bestätigt wurde und daß auch die Friedensver­
träge vom Jahre 1947 in entsprechenden Bestimmun­
gen unzweideutig die völkerrechtliche Verbindlichkeit 
der dem Art. 6 entsprechenden Tatbestände voraus­
setzen. Aus Art. 6 des IMT-Statuts ergibt sich in ent­
scheidendem Maße und eindeutig der Inhalt der all­
gemein anerkannten völkerrechtlichen Normen über die 
Verfolgung von Verbrechen gegen den Frieden, Kriegs­
verbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit. 
Für das nationale Strafrecht der Staaten, in welchen 
ausnahmslos ebenfalls Mord, Körperverletzung, Miß­
handlung, Raub usw. als Einzelverbrechen für straf­
bar erklärt sind, ergibt sich daraus, daß die Völker das 
Recht und die Pflicht haben, solche staatlich organisier­
ten Massenverbrechen, die die Ermordung ganzer Völ­
ker, ihre Ausrottung, Ausplünderung und Versklavung 
zum Ziele haben, als völkerrechtliche Verbrechen im 
Sinne des IMT-Statuts zu kennzeichnen und abzuurtei­
len.
Da Art. 5 der Verfassung der Deutschen Demokrati­
schen Republik den allgemein anerkannten Regeln des 
Völkerrechts im innerstaatlichen Bereich unmittelbar 
Geltung verschafft, sind die Tatbestände des Art. 6 des 
IMT-Statuts als geltendes Recht unmittelbar anzuwen­
den, ohne daß es eines besonderen innerstaatlichen 
Gesetzes bedarf.
Im Zusammenhang damit hat der Senat die im Urteil 
gegen Globke vertretene Auffassung aufgegeben, daß 
neben den Tatbeständen des IMT-Statuts auch Straftat­
bestände des nationalen materiellen Strafrechts anzu­
wenden seien/* Die vom IMT-Statut erfaßten völker­
rechtlichen Massenverbrechen unterscheiden sich hin­
sichtlich ihres Charakters, ihrer Begehungsweise als 
staatlich geplante und organisierte Massenverbrechen 
und hinsichtlich ihres Ausmaßes prinzipiell von al'en 
anderen Straftaten. Ihre vollständige Erfassung und 
richtige Charakterisierung ist deshalb allein durch 
unmittelbare Anwendung der einzelnen Tatbestands­
merkmale des Art. 6 Buchst, a, b und c möglich. Die 
Anwendung der auf die Bestrafung von Einzelver­
brechen gerichteten Straftatbestände des nationalen 
Strafrechts neben diesen völkerrechtlichen Bestimmun­
gen läßt den jeweils spezifischen Inhalt und die Auf­
gabe dieser unterschiedlichen Normen außer Betracht. 
Die Anwendung der Tatbestände des nationalen Straf­
rechts ist auch nicht erforderlich, um aus den in ihnen 
enthaltenen konkreten Strafandrohungen die Strafe 
bestimmen zu können. Die in Art. 6 Buchst, a, b und c 
des IMT-Statuts beschriebenen Handlungen sind nach 
allgemein anerkanntem Völkerrecht Verbrechen. Aus 
der mit Art. 5 Abs. 1 der Verfassung der Deutschen 
Demokratischen Republik festgelegten Bindung der 
Staatsgewalt an die allgemein anerkannten Normen 
des Völkerrechts ergibt sich das Erfordernis, die für 
derartige Verbrechen allgemein zulässige Strafart so­
wie ihr Mindest- und Höchstmaß aus § 1 Abs. 1 in Ver­
bindung mit §§ 13, 14 und 32 StGB zu entnehmen. 
Der darin für Verbrechen bestimmte Strafrahmen läßt 
eine weitestgehende Differenzierung der Strafen zu, 
ermöglicht aber auch die gerechte Bestrafung schwer­
ster Kriegs- und Menschlichkeitsverbrechen.
Die Handlungen des Angeklagten sind ausnahmlos Ver­
brechen gegen die Menschlichkeit im Sinne des Art. 6 
Buchst, c des IMT-Statuts. Sie unterscheiden sich in 
ihrer Begehungsweise von den Einzelverbrechen der 
allgemeinen Kriminalität dadurch, daß sie als Teil der 
vom faschistischen Staat zentral durchgeführten Pla­
nung und Organisation dieser Massenverbrechen unge­
heuerlichen Ausmaßes im Zusammenwirken mit vielen
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